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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 10.06.2020
MARCO ACKERMANN

POSTULAT
DATE: 09.05.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Chronique générale

Infrastructure et environnement

Energie
Politique énergétique

In der Sommersession 2020 befasste sich der Nationalrat als Erstrat mit dem
bundesratlichen Entwurf zum Forschungsforderinstrument SWEET und dem
entsprechenden Verpflichtungskredit von CHF 136.4 Mio. Mit dem Programm sollen
Konsortien (bspw. aus Hochschulen oder nicht gewinnorientierten Einrichtungen)
unterstlitzt werden, die angewandte Beitrége im Bereich der Energieforschung leisten
und teilweise auf Wissen des Vorgangerprogramms SCCER aufbauen. Einziger
Knackpunkt der Vorlage war der vorgesehene Zeitrahmen. Wahrend der Bundesrat und
eine Minderheit Page (svp, FR) der UREK-NR eine Laufzeit von 2021 bis 2032 vorsahen,
forderte die Kommissionsmehrheit, den Verpflichtungskredit fur die Jahre 2021 bis
2028 anzusetzen. Die Mehrheit wolle damit sicherstellen, dass das Parlament - wie
sonst Ublich - nach acht Jahren neu Uber die Finanzierung des Projektes entscheiden
kénne, erklarte Kommissionssprecher Kurt Egger (gp, TG) im Rat. Zudem kdénnten
dadurch dringend notwendige Forschungen beschleunigt und nach 2028 neue Mittel
bereitgestellt werden. Die Kommissionsminderheit monierte hingegen, es sei nicht
notig, das Programm zu beschleunigen, da die bereitgestellten finanziellen Mittel fur
eine Laufzeit bis 2032 ausgelegt seien. Bundesratin Simonetta Sommaruga erklarte die
vorgeschlagene Laufzeit von zwélf Jahren damit, dass die unterstutzten Projekte in der
Regel langere Laufzeiten aufweisen wirden und so zudem auch zeitlich spéater lancierte
Projekte unterstutzt werden kénnten. Sie wirde aber mit der Wahl beider Varianten
zufrieden sein, merkte die Energieministerin an. In der Detailberatung folgte die grosse
Kammer mit 104 zu 85 Stimmen bei einer Enthaltung dem Antrag der
Kommissionsmehrheit und verkirzte die Laufzeit auf den Zeitraum von 2021 bis 2028.
Wahrend die gesamten Fraktionen der SP, der GLP, der Griinen und die grosse Mehrheit
der Mittefraktion einer Verkirzung zustimmten, votierten die Fraktionen der SVP und
der FDP einstimmig dagegen. Die Gesamtabstimmung passierte das Geschéaft mit 145 zu
44 Stimmen bei einer Enthaltung, wobei sémtliche Gegenstimmen aus der SVP-Fraktion
stammten. '

Le député Kurt Egger (verts, TG) estime qu'une amélioration de I'efficacité énergétique
en Suisse est indispensable pour remplir les objectifs de la Stratégie énergétique 2050.
Dans cette optique, il estime nécessaire de changer ou d'optimiser les pratiques
actuelles, en réduisant notamment la consommation d'énergie inutile. L'exemple le plus
connu est celui de I'éclairage d'une piece ou personne ne se trouve. Il ajoute que le
gaspillage d'énergie est notamment provoqué par une absence de connaissance des
consommateurs finaux par rapport a leur consommation d'énergie, mais aussi par des
pratiques industrielles inadaptées. Le postulat demande au Conseil fédéral d'établir un
rapport qui recense, d'un coté, les potentiels d'économie d'énergie effectifs, et d'un
autre coté, qui présente des mécanismes incitatifs ou informationnels comme des
campagnes de sensibilisation.

Le Conseil fédéral s'est montré favorable au postulat. Apres avoir été combattu par le
député agrarien Erich Hess (udc, BE), le postulat a été adopté par la chambre basse par
134 voix contre 51. Seul I'UDC s'est opposé au postulat. ?
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 16.06.2021
MARCO ACKERMANN

Energies alternatives

In einer Monsterdebatte setzte sich der Nationalrat in der Sommersession 2021 als
Erstrat mit dem Entwurf zur parlamentarischen Initiative Girod (gp, ZH) zur Férderung
der Stromproduktion aus erneuerbaren Energien auseinander. Insgesamt gab es zur
Frage der Gestaltung der Ubergangslésung fir die Férderung der erneuerbaren
Energien 58 Wortmeldungen und 24 Abstimmungen bei 13 Minderheitsantragen. Der
Nationalrat trat ohne Gegenantrag auf die Debatte ein. Der Bundesrat hatte ihm zuvor
geraten, nicht auf das Geschéaft einzutreten, da er die Thematik im Rahmen des
Bundesgesetzes Uber eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energien
behandeln wollte. Die Regierung erachtete die vorgesehenen Massnahmen im
Erlassentwurf der Initiative Girod - insbesondere auch im Hinblick auf das Ausbleiben
eines Stromabkommens mit der EU nach dem Aus des Rahmenabkommens - als nicht
ausreichend. Namentlich die Sicherstellung der inlandischen
Stromversorgungssicherheit und der Netzstabilitét durch Ausbauschritte und
Speicherkapazitaten fur die Wintermonate kam nach Ansicht des Bundesrates im
vorliegenden Entwurf zu kurz. Abgesehen davon stehe der Bundesrat der Vorlage
inhaltlich nicht allzu fern, wie Energieministerin Simonetta Sommaruga im Rat erklérte.
Bis auf zwei Punkte - namentlich bei der Marktpramie und der unbefristeten
Gestehungskostentberwalzung - sei der Bundesrat mit dem Vorschlag der
Kommissionmehrheit einverstanden. Sie zeigte sich erfreut, dass die UREK-NR mit
dieser Vorlage zentrale Elemente aus dem Bundesratsgeschaft zur Revision des EnG
und des StromVG aufgenommen hatte, fand es aufgrund des genannten Zeithorizonts
aber fraglich, ob es sich hierbei wirklich nur um eine «Llckenfulllésung» handle oder
ob nicht eher eine ausgedehnte «Ubergangsldésung» beschlossen werde. Wie
Kommissionsprecherin Susanne Vincenz-Stauffacher (fdp, SG) betonte, sei dieses
Massnahmenpaket als Begleitmassnahme zum genannten zweiten Massnahmenpaket
der Energiestrategie 2050 zu betrachten und ziele darauf ab, eine gesetzliche
Forderungslicke ab 2023 zu verhindern. Die Kommission anerkenne die Ansicht des
Bundesrates, die Massnahmen im Rahmen des Bundesgesetzes Uber eine sichere
Stromversorgung mit erneuerbaren Energien behandeln zu wollen, sehe aber eine
zeitliche Dringlichkeit, sodass nicht auf die Ausarbeitung einer Ubergangsldsung
verzichtet werden kénne.

In der Detailberatung stimmte der Nationalrat dem Entwurf der Kommission in allen
Punkten zu und lehnte die verschiedenen Minderheitsantrage ab. So beschloss er
erstens, den Investitionsbeitrag fur kleine Fotovoltaikanlagen bei 30 Prozent der
Investitionskosten zu belassen und damit die bestehende Regelung zu verlangern. Fir
grossere Fotovoltaikanlagen, die ihre ganze produzierte Strommenge einspeisen und
nicht von den finanziellen Vorteilen des Eigenverbrauchs profitieren kénnen, erhdhte
der Nationalrat die Einmalvergltung auf maximal 60 Prozent der Investitionskosten.
Eine SVP-Minderheit Rosti (svp, BE) verlangte, dass dies nur solchen Anlagen zugute
kommen soll, die einen hohen Anteil an Winterstrom produzieren und damit der
Stromknappheit in der kalten Jahreszeit entgegenwirken. Résti erklarte im Rat, es sei
sehr wichtig, hier auf die Produktion von Bandenergie zu achten, worauf vonseiten der
SP- und der FDP-Fraktionen entgegnet wurde, dass auch nicht speziell auf die
Wintermonate ausgerichtete Fotovoltaikanlagen Strom in der kalten Jahreszeit lieferten
und jede zuséatzliche Kilowattstunde die Versorgungssicherheit verbessere. Martin
Baumle (glp, ZH) rdumte zwar ein, dass das Problem mit der Winterstromknappheit
angegangen werden musse, dies aber nach Ansinnen der GLP-Fraktion nicht im Rahmen
dieser Vorlage geldst werden solle.

Zweitens nahm die grosse Kammer Auktionen flr die Vergabe von Einmalverglitungen
bei grossen Fotovoltaikanlagen ins Gesetz auf, sodass jene Projekte den Zuschlag
erhalten, die das effizienteste Angebot unterbreiten kdnnen. Die genaue Ausgestaltung
der marktwirtschaftlichen Unterstitzungsmassnahmen soll der Bundesrat bestimmen
kénnen. Solche Ausschreibungen waren zuvor schon von der UREK-NR im Rahmen der
parlamentarischen Initiative 20.401 gefordert und insbesondere auch von der FDP-
Fraktion gelobt worden, die eine marktnahe Ausgestaltung des Forderwesens
unterstltze, wie beispielsweise Matthias Jauslin (fdp, AG) erlduterte. Eine unterlegene
Minderheit Muller-Altermatt (mitte, SO), die von den Fraktionen der Mitte und der SVP
unterstitzt wurde, verlangte hingegen den Verzicht auf solche Auktionen. Der Mitte-
Politiker erklarte im Rat, dass mit dieser parlamentarischen Initiative keine Weichen
gestellt, sondern vielmehr eine Ubergangsiésung gefunden werden sollte. Es gehe bei
dem vorliegenden Geschaft nur um die Verhinderung einer Forderltcke. Alles, was
darlber hinaus gehe, solle im Rahmen der Beratungen des zweiten Massnahmenpaketes
zur Energiestrategie beraten werden. «Wenn nun aber Uber die Einflhrung von
Auktionen entschieden wird, dann nehmen wir die Beratung des halben
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Energiegesetzes vorweg», kritisierte Mike Egger (svp, SG) diesen Beschluss in gleicher
Weise.

Drittens  sollen  neben  Fotovoltaikanlagen auch  Windkraftprojekte von
Investitionsbeitragen in der Hohe von bis zu 60 Prozent der anrechenbaren Kosten
profitieren kénnen. Die bestehenden und auslaufenden Einspeisevergitungen sollen
damit ersetzt werden. Nach Ansicht der unterlegenen Minderheit Rosti sollte dieser
Beitrag maximal bei 30 Prozent angesetzt werden, was aus Sicht der SP-Fraktion zum
«odkonomischen Tod der Windkraft» fihren wirde, so Gabriela Suter (sp, AG) im Rat.
Auch die Grinen erachteten es als wichtig, dass alle Technologien gleich stark
unterstitzt werden, betonte Delphine Klopfenstein Broggini (gp, GE). Aus Sicht der SVP-
Fraktion stossen die Windturbinen in der Bevdlkerung jedoch auf zu grossen
Widerstand, weshalb das Geld besser in anderen Bereichen ausgegeben werden sollte,
wie Mike Egger erklarte.

Viertens beschloss der Nationalrat, Biomasseanlagen - dazu gehdren Biogasanlagen,
Holzkraftwerke, Klargasanlagen sowie Kehrichtverbrennungsanlagen - ebenfalls durch
Investitionsbeitrage in der Ho6he von maximal 60 Prozent zu férdern und das
bestehende Einspeisevergltungssystem auslaufen zu lassen. Solche Anlagen kdnnten
insbesondere im Winterhalbjahr flr eine verbesserte Stromversorgungssicherheit
sorgen. Zusatzlich zum Investitionsbeitrag sollen Biomasseanlagen, welche besonders
hohe Betriebskosten aufweisen, von einem Betriebskostenbeitrag profitieren kénnen.
Eine starkere finanzielle Unterstitzung war von den beiden Réten bereits im Rahmen
einer Motion Fassler (mitte, Al; Mo. 20.3485) gefordert worden. Eine FDP-Minderheit
unter der Federfihrung von Matthias Jauslin héatte es bevorzugt, die
Betriebskostenbeitrage nur an jene Anlagen zu verguten, die bisher am
Einspeisevergltungssystem teilgenommen hatten und deren Vergltungsdauer
abgelaufen war. Er erklarte, dass mit einem Betriebskostenbeitrag fir neue Anlagen
erstens der anstehenden Revision des Energiegesetzes vorgegriffen und zweitens eine
Technologie den anderen vorgezogen werde. Damit wirden sowohl bestehende als
auch neue Biomasseanlagen am «Subventionstopf» hangen. Beflirwortende, wie etwa
Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR), entgegneten, dass gerade diese Chance nicht
verpasst werden durfe, sowohl den Fortbestand als auch den Zubau solcher Anlagen zu
fordern, weshalb ein Betriebskostenbeitrag auch fir neue Anlagen gesprochen werden
musse.

In einem zweiten Block diskutierte der Nationalrat die Wasserkraftforderung. Neue
kleine Wasserkraftanlagen (bis 10 MW Leistung) sollen kiinftig mit bis zu 60 Prozent der
Investitionskosten gefordert werden. Neue grosse Wasserkraftanlagen sollen nicht mehr
wie bisher mit 40 Prozent, sondern ebenfalls mit 60 Prozent der Investitionskosten
unterstitzt werden und damit einen wesentlichen Beitrag zur
Stromversorgungssicherheit der Schweiz leisten, entschied die Mehrheit des
Nationalrates. Eine Minderheit Baumle (glp, ZH) hétte den Beitrag fur alle
Wasserkraftanlagen generell bei 40 Prozent ansetzen wollen. Damit sollte weder auf die
kleinen noch auf die grossen Anlagen explizit gesetzt werden, sondern vielmehr das
Kosten-Nutzen-Verhaltnis ins Zentrum gerlckt werden, erklérte er seinen Antrag im
Rat. Albert Rosti kritisierte, dass dies im Sinne einer «wahren Technologieneutralitat>»
nicht zu beflrworten sei, da damit die Wasserkraft gegentuber den anderen
Energietrédgern zurlickgestuft wirde. Eine Minderheit Kurt Egger (gp, TG) verlangte
indes, dass Investitionsbeitrége bei neuen Wasserkraftanlagen erst ab einer Leistung
von 3 MW gesprochen werden kdnnen, das heisst bei Anlagen, die aufgrund ihrer
Grosse der Umweltvertraglichkeitsprifung unterstellt sind. Damit sollten kleine, aus
okologischen Grinden oft problematische Anlagen weniger im Foérderfokus stehen.
Weder die Kommissions- noch die Nationalratsmehrheit konnten sich jedoch fur diese
Klausel erwarmen und so wurde als allgemeine Bedingung fir einen Férderbeitrag eine
Leistung von mindestens 1 MW festgelegt.

Neben neuen Anlagen sollen auch erhebliche Erweiterungen und Erneuerungen
bestehender Anlagen mit einer Leistung nach dem Bauprojekt von mindestens 300 kW
mit Investitionsbeitrdgen unterstltzt werden. Eine Minderheit Munz (sp, SH) beantragte,
dass solche Beitrage erst gesprochen werden kénnen, wenn die Anlage nach dem Um-
oder Weiterbau eine Leistung von mindestens 1 MW vorweist. Damit wirde die gleiche
Leistungsschwelle verwendet wie fUr die Vergabe von Investitionsbeitragen bei
Neuanlagen. Nach Ansicht der Sozialdemokratin wirden Kleinwasserkraftanlagen bei
hohen Kosten wenig Energie liefern und gleichzeitig grosse &kologische Schaden
anrichten, weshalb eine Anhebung der Forderschwelle nétig sei. Der Nationalrat beliess
die Grenze jedoch beim tieferen Wert von 300 kW.

Bei bestehenden Grosswasserkraftanlagen verlangerte der Nationalrat die urspriinglich
Ende 2022 auslaufende Marktpramie, die als Reaktion auf die Preisbaisse im letzten
Jahrzehnt und die damit verbundenen finanziellen Schwierigkeiten beschlossen worden
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 20.09.2021
MARCO ACKERMANN

war, bis Ende 2030. Die Rentabilitat der bestehenden Grosswasserkraftanlagen soll
damit optimiert werden, indem Marktpreise unter den Gestehungskosten korrigiert
werden. Eine linke Minderheit Munz forderte analog zum Bundesrat vergebens, auf die
Verlangerung zu verzichten, damit die finanziellen Mittel in den Zubau von neuen,
zusatzlichen  Produktionskapazitaten fliessen  kdénnen. Zudem missten die
Konsumentinnen und Konsumenten als gebundene Endverbraucher mit der
Marktpramie daflr sorgen, dass den Kraftwerkbetreibern eine «Optimierung der
Gewinne» gewahrleistet werde, erklarte die Schaffhauserin ihr Anliegen. Der
Nationalrat sah vor, fir die Marktpramie bei bestehenden Grosswasserkraftanlagen
sowie fur Investitionen und Ausbauprojekte in neue Anlagen mit einer Leistung von Uber
10 MW neu 0.2 Rappen pro kWh aus dem Netzzuschlagsfonds zur Verfligung zu stellen.
Die unterlegene Minderheit Kurt Egger hatte diesen Hochstanteil bei den bisherigen 0.1
Rappen belassen wollen. Insgesamt sollen geméss dem Nationalratsentscheid die
Unterstlitzungsmassnahmen wie bisher mit 2.3 Rappen Netzzuschlag pro kWh von den
Konsumentinnen und Konsumenten finanziert werden. Eine Erhdhung dieser Beitrage
war im Entwurf nicht vorgesehen und wurde auch von keiner Minderheit beantragt.

Schliesslich wandte sich die grosse Kammer der Tarifgestaltung fiir die Endverbraucher
im StromVG zu. Hier entschied sie, dass Stromversorgungsunternehmen ihre
Gestehungskosten flr erneuerbare, inléndische Stromproduktion in die Tarife
einberechnen dirfen und dies nicht mehr an das Vorhandensein einer Marktpramie
gekoppelt ist. Eine Minderheit Baumle, welche unter anderem von der SVP-Fraktion
unterstitzt worden war, beantragte jedoch, die Gestehungskostenltberwalzung
weiterhin an die Markpramie zu knupfen und damit indirekt mit einem Enddatum von
2030 zu versehen. Auch Simonetta Sommaruga versuchte vergeblich, die grosse
Kammer davon zu iiberzeugen, hier nur eine Ubergangsldsung zu schaffen und keine
unbeschrankte Verlangerung einzufthren.

Nach dreistindiger Diskussion und der mehrmaligen Erreichung des qualifizierten
Mehrs bei der Ausgabenbremse verabschiedete die grosse Kammer den Entwurf
zuhanden des Standerates und der zustandigen UREK-SR. ®

Eine Woche nachdem der Stédnderat in der Herbstsession 2021 neun Differenzen zum
nationalratlichen Entwurf bei der parlamentarischen Initiative Girod (gp, ZH) zur
Férderung der Stromproduktion aus erneuerbaren Energien beschlossen hatte,
befasste sich der Nationalrat erneut mit dem umfangreichen Dossier. Schliesslich nahm
er sieben Anderungen des Standerats an und strich die zwei Gbrigen Anpassungen
wieder aus dem Entwurf.

In den folgenden zwei Punkten hielt der Nationalrat die Differenzen zum Sténderat
aufrecht:

Erstens wollte eine Kommissionsmehrheit die vom Stéanderat eingefihrte Bestimmung
fur die Einhaltung des Gewasserschutzes streichen. Eine Minderheit Munz (sp, SH)
sprach sich anfanglich daflr aus, an der Version des Standerats festzuhalten, zog ihr
Anliegen dann aber zugunsten eines Einzelantrages Munz zurtick. Dieser orientierte sich
zwar auch grundsatzlich an der Version des Stédnderats und wollte den
Gewasserschutzinteressen mehr Gewicht verleihen, jedoch nur fur kleinere Anlagen mit
einer Leistung bis zu 1 MW. Munz erklarte im Rat, die Formulierung des Standerats sei
nicht prazise genug gewesen; es sei nie die Absicht von Antragsteller Roberto Zanetti
(sp, SO) gewesen, die Regelung auf Grosswasserkraftwerke anzuwenden. Dennoch folgte
die grosse Kammer mit 119 zu 69 Stimmen bei 3 Enthaltungen der Kommissionsmehrheit
und strich den Artikel wieder aus dem Gesetz.

Ebenfalls streichen wollte die Mehrheit der Kommission zweitens die besonderen
Forderungsmassnahmen fiir die Wintermonate, die der Standerat in die Vorlage
aufgenommen hatte. Eine Minderheit Egger (gp, TG) schlug stattdessen eine Anpassung
der standerétlichen Version vor: Bei Wind-, Geothermie- und Fotovolatikanlagen soll
die kritische Produktionsuntergrenze von 40 auf 35 Prozent gesenkt, bei den
Wasserkraftanlagen hingegen von 25 auf 35 Prozent erhdht werden. Erfullten die
Anlagen die Bedingungen, d.h. produzierten sie 35 Prozent ihrer jahrlichen
Stromproduktion in den Wintermonaten, sollen sie klnftig von maximal 20 Prozent
zuséatzlichen finanziellen Investitionsbeitréagen profitieren kénnen. Minderheitssprecher
Kurt Egger argumentierte, dass damit ein wichtiger Beitrag gegen die
Winterstromknappheit geschaffen werden kénne. Die unterschiedlichen Prozentsatze,
wie der Standerat sie verlangt hatte, seien jedoch nicht gerechtfertigt, weshalb alle
Technologien einen Winterstromanteil von 35 Prozent aufweisen sollen. Auch bei dieser
Abstimmung erteilte die Ratsmehrheit dem Minderheitsanliegen - und damit dem

ANNEE POLITIQUE SUISSE — SELECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.65 - 01.01.23



INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 02.03.2022
BERNADETTE FLUCKIGER

Ansinnen des Standerats - mit 109 zu 82 Stimmen eine Abfuhr und schuf damit eine
zweite Differenz zur Schwesterkammer.

In den Ubrigen offenen Punkten folgte die grosse Kammer hingegen dem Standerat und
bereinigte damit die entsprechenden Differenzen:

So beantragte eine Mehrheit der UREK-NR, dass - wie vom Sténderat vorgesehen -
Investitionsbeitrage im Rahmen von Auktionen nur an neue Fotovoltaikanlagen ab einer
Leistung von 150 kW vergeben werden kénnen, wenn diese die ganze Energie
einspeisen. Eine Minderheit Jauslin (fdp, AG) wollte hingegen - wie urspringlich auch
die Kommissionsmehrheit - auch separate Auktionen fur Anlagen durchfihren, die
einen Eigenverbrauch aufweisen und somit nicht die gesamte Energie einspeisen.
Zudem schlug er vor, die entsprechenden Investitionsbeitrage nicht zu deckeln. Mit der
Regelung kéonnte dem Bundesrat die notige Freiheit gegeben werden, Versuche mit
Auktionen durchzufihren und Erfahrungen zu sammeln, erklarte Jauslin im Rat. Die
grosse Kammer schloss sich in dieser dritten Frage jedoch mit 110 zu 79 Stimmen dem
Standerat an.

Als vierter Punkt befasste sich der Nationalrat mit der vom Standerat ins Feld gefthrten
Verlangerung des maximalen Wasserzinses von CHF 110 bis Ende 2030. Die Mehrheit
der Kommission beantragte der grossen Kammer, die Verlangerung zu streichen und
das bestehende Wasserzinsmaximum geméss bestehendem Gesetz bis Ende 2024 zu
befristen. Der Bundesrat solle in einer separaten Vorlage eine Neufestlegung
vorschlagen, wie dies gesetzlich vorgesehen sei. Eine Minderheit Bulliard-Marbach
(mitte, FR) préaferierte hingegen die sténderétliche Version. Die Freiburgerin
argumentierte, dass mit der Verlangerung Planungssicherheit geschaffen werden kénne
und ein zeitlicher Gleichstand mit den Férdermassnahmen winschenswert sei. Zudem
stelle der Wasserzins fur die Bergkantone eine wichtige Einnahmequelle dar: «Damit
sorgen wir fur eine koharente Energiepolitik auf der Grundlage der heutigen Kenntnisse
und vermeiden Streitereien zwischen Stadt und Land.» Der Nationalrat entschied mit
154 zu 34 Stimmen bei 1 Enthaltung, der Minderheit und somit auch dem Standerat zu
folgen und das Wasserzinsmaximum bis Ende 2030 zu verléngern.

Als flnfter und letzter Punkt beantragte eine Minderheit Egger (svp, SG), die
Bestimmungen zur Durchfiihrung von Pilotprojekten zur Entwicklung von innovativen
Technologien, Geschéaftsmodellen oder Produkten im Energiesektor aus dem Entwurf zu
streichen. Der St. Galler Minderheitsvertreter verwies im Rat auf die Grundidee dieser
parlamentarischen Initiative, eine Ubergangslésung bei der Férderung von
erneuerbaren Energien zu schaffen. Die zusatzlichen Punkte, die in die Vorlage
aufgenommen worden seien, gingen aber Uber dieses Ziel hinaus und sollten
stattdessen im Mantelerlass diskutiert werden. Der Nationalrat folgte hingegen seiner
Kommissionsmehrheit und gab den Pilotprojekten mit 125 zu 64 Stimmen bei 2
Enthaltungen grines Licht.

In den Ubrigen vier Streitpunkten - bei der Leistungsforderuntergrenze bei der
Wasserkraft von 1 MW, bei der Regelung von nicht verwendeten Mitteln bei der
Grosswasserkraft, bei der Sechs-Monate-Frist sowie bei der Befristung der
Verrechnung von Preisvorteilen - folgte der Nationalrat dem Stédnderat stillschweigend
und rdumte damit diese Differenzen aus. *

Protection de I'environnement
Politique climatique

In der Frihjahressession 2022 diskutierte der Nationalrat wahrend mehreren Sitzungen
ausfihrlich Uber die «Gletscher-Initiative>» sowie Uber den dazugehorigen direkten
Gegenentwurf des Bundesrates. Der indirekte Gegenvorschlag zur Initiative war
eigentlich noch nicht Gegenstand der Beratungen, es wurde aber bereits deutlich, dass
zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier grosse Hoffnungen in ihn setzten.
Diese Hoffnungen umschrieb etwa Mitte-Nationalratin Priska Wismer-Felder (mitte, LU)
exemplarisch: Ihre Fraktion erachtete den indirekten Gegenvorschlag als den richtigen
Weg, zumal er neben den Zielen auch die daftr ndtigen Massnahmen enthalte und
schneller wirke als eine Verfassungsanderung. Auch auf das an der Urne abgelehnte
CO2-Gesetz sowie auf den Krieg in der Ukraine wurde in der Debatte mehrmals Bezug
genommen: Wahrend beispielsweise Philipp Kutter (mitte, ZH) betonte, dass das
Parlament aufgrund der Befindlichkeit der Stimmbevdlkerung bei dieser Vorlage nun
insbesondere Rucksicht auf die sozialvertragliche Ausgestaltung der Klimapolitik
nehmen misse, argumentierte Delphine Klopfenstein Broggini (gp, GE) im Hinblick auf
den Ukraine-Krieg, dass ein Verzicht auf Erdgas und -6l nicht nur dem Klimaschutz
diene, sondern auch die energiepolitische Souveranitat sichere und die Abhangigkeit
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von autoritaren Staaten verringere. Des Weiteren wurde aus den Voten der Fraktionen
und aus der anschliessenden freien Debatte deutlich, dass die meisten
Parlamentarierinnen und Parlamentarier die Ansicht vertraten, dass der Klimaschutz
vorangebracht werden musse. Auch die SVP-Fraktion biete Hand zu Lésungen flr die
Klimapolitik, die ein «vorteilhaftels] Kosten-Nutzen-Verhaltnis» aufwiesen, wie
Christian Imark (svp, SO) ausfihrte. Die SVP-Fraktion sei jedoch nicht bereit, fossile
Energietrager zu verbieten, ohne zu wissen, wie und wann diese ersetzt werden kénnen,
ergénzte Pierre-André Page (svp, FR).

Die Kommission hatte sich im Vorfeld der Session mehrheitlich daflr ausgesprochen,
die Initiative abzulehnen und stattdessen dem direkten Gegenentwurf zuzustimmen. Es
lagen jedoch zwei Minderheitsantréage vor: Der Antrag der Minderheit Nordmann (sp,
VD) forderte, sowohl die Initiative als auch den direkten Gegenentwurf anzunehmen
und den Gegenentwurf in der Stichfrage vorzuziehen; der Antrag der Minderheit Egger
(gp, TG) wollte die Initiative annehmen und gar nicht erst auf den direkten
Gegenentwurf eintreten. Beide Antrédge wurden jedoch vom Nationalrat verworfen:
Zuerst sprach sich dieser mit 108 zu 70 Stimmen (bei 14 Enthaltungen) fur Eintreten auf
den direkten Gegenentwurf aus, wobei sich die Fraktionen der Grinen und der SVP
geschlossen gegen Eintreten aussprachen (respektive der Stimme enthielten). In der
Folge scheiterte auch der Minderheitsantrag Nordmann mit 89 zu 99 Stimmen (bei 4
Enthaltungen). Nebst den geschlossen stimmenden SP-, GLP- und Grlinen-Fraktionen
hatten sich auch einige Mitglieder der Mitte-Fraktion flr eine doppelte Ja-Empfehlung
ausgesprochen. Damit empfahl die grosse Kammer den Stimmbdlrgerinnen und
Stimmblrgern die Volksinitiative zur Ablehnung.

Am direkten Gegenentwurf wurden sodann noch einige wenige Anderungen
vorgenommen: Eine Mehrheit hiess einen Antrag Pult (sp, GR), geméss welchem die
Klimapolitik die Rand- und Bergregionen aufgrund ihrer besonderen Situation
unterstitzen soll, gut. Ebenfalls mehrheitlich unterstiutzt wurde ein Antrag Romano
(mitte, TI) betreffend den Absenkpfad der Treibhausgasemissionen: So misse das
zukinftige Gesetz in Umsetzung der Verfassung «Zwischenziele [benennen], die zu
einer Uber die Zeit gleichmassigen Reduktion der Treibhausgasemissionen fihren, und
[...] die zur Erreichung der Zwischenziele erforderlichen Instrumente [regeln]».
Abgelehnt wurden hingegen zwei Antrdge Nordmann und Klopfenstein Broggini:
Wahrend der Antrag Nordmann ein Programm fiir den raschen Austausch von Gas-, OI-
und Elektrowiderstandsheizungen gefordert hatte, verlangte der Antrag Klopfenstein
Broggini, dass die Schweiz das Ziel von netto Null Treibhausgasemissionen bereits im
Jahr 2040, spatestens aber im Jahr 2050 erreicht. Die Mehrheit des Rates blieb aber
beim Zeithorizont von 2050.

In der Gesamtabstimmung wurde der direkte Gegenwurf mit 104 zu 67 Stimmen bei 21
Enthaltungen angenommen. Wie bereits bei der Eintretensabstimmung stimmten nebst
der Mehrheit der SVP-Fraktion auch die Griinen geschlossen gegen den Entwurf, da sie
die Volksinitiative bevorzugten. Die vielen Enthaltungen stammten von zahlreichen SVP-
Mitgliedern sowie von einzelnen Exponentinnen und Exponenten der Mitte-, der
FDP.Liberalen und der SP-Fraktionen. ®

Nach dem Sténderat befasste sich auch der Nationalrat in der Herbstsession 2022
noch einmal ausflhrlich mit dem Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative. Zuerst
behandelte die grosse Kammer einen Ordnungsantrag von Michael Graber (svp, VS) auf
Abtraktandierung des indirekten Gegenvorschlags zur Gletscher-Initiative. Graber
flhrte aus, dass sein Antrag nur die Entwulrfe 1 bis 3 betreffe, den Entwurf 4 zum
Ausbau der Photovoltaik zur sicheren Stromversorgung im Winter tangiere er nicht. Der
SVP-Nationalrat kritisierte, dass ein falsches Signal an die Bevdlkerung ausgesendet
werde, wenn diese zum Stromsparen aufgerufen werde und gleichzeitig ein Gesetz
beschlossen werde, durch welches aufgrund der angestrebten Dekarbonisierung
wiederum mehr Strom benétigt werde. Der Antrag wurde jedoch mit 131 zu 51 Stimmen
(bei 7 Enthaltungen) abgelehnt; einzig die SVP-Fraktion stimmte ihm geschlossen zu.

Einen Tag nach der Ablehnung des Ordnungsantrags Graber machte sich der Nationalrat
an die Differenzbereinigung der Entwirfe 1 und 3, wéhrend Entwurf 2 betreffend die
Férderung von neuartigen Technologien und Prozessen schon fur die
Schlussabstimmung bereit war und Entwurf 4, der den Ausbau der Photovoltaik betraf
und neu dazu gekommen war, erst noch durch die Kommission vorberaten werden
musste. Mike Egger (svp, SG) vertrat in der Detailberatung die Minderheit Résti (svp, BE),
welche die Streichung des Sonderprogramms zum Ersatz von Heizungsanlagen sowie
von dessen Finanzierung forderte. Egger war der Ansicht, dass das Parlament durch den
geplanten Ersatz der fossilen Heizungen als «Brandbeschleuniger in Bezug auf die
drohende Strommangellage in der Schweiz» agiere. Umweltministerin Sommaruga
entgegnete, dass mit diesem Programm nicht nur der Ersatz von fossilen Heizungen
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angestrebt, sondern auch die Energieeffizienz geférdert werde. Mit dem Ersatz aller
alten Elektrowiderstandsheizungen kénnten rund 2 Terawattstunden Strom eingespart
werden. Somit trage diese Vorlage stark zur Versorgungssicherheit in der Schweiz bei,
betonte die Umweltministerin.

Nach zahlreichen Rickfragen seitens der SVP-Fraktion an die Adresse von Sommaruga
wiesen die Kommissionssprechenden Roger Nordmann (sp, VD) und Susanne Vincenz-
Stauffacher (fdp, SG) auf die in der Vorlage noch verbleibenden Differenzen zum
Sténderat hin. Die UREK-NR hatte im Vorfeld beantragt, dem Stédnderat in allen Punkten
zu folgen. In der Folge bereinigte der Nationalrat alle Differenzen in den Entwurfen 1
und 3 im Sinne der Kommission und lehnte somit auch den Antrag Rosti mit 117 zu 67
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) ab. Flr den Minderheitsantrag sprachen sich die
geschlossen stimmende SVP-Fraktion, die Hélfte der FDP.Liberalen-Fraktion sowie
einige Mitglieder der Mitte-Fraktion aus.

Einige Tage spater befasste sich der Nationalrat sodann mit dem Entwurf 4, wobei ein
Antrag von Thomas Aeschi (svp, ZG) auf Nichteintreten und Riickweisung der Vorlage an
die Kommission zur Durchfihrung einer Vernehmlassung vorlag. Susanne Vincenz-
Stauffacher legte dem Plenum die Ausgangslage aus Sicht der Kommissionsmehrheit
dar: Die kleine Kammer habe mit diesem Erlass ein «klares und unmissverstandliches
Zeichen fur eine sehr rasche Umsetzung von Projekten im Solarbereich gesetzt». Die
Mehrheit der Kommission unterstitze dieses Vorgehen, sehe aber beim Natur- und
Umweltschutz sowie bei der Solarpflicht fir Neubauten noch Anpassungsbedarf. Zudem
habe die UREK-NR den Erlass um das Wasserkraftprojekt Grimsel ergénzt. In der Folge
beriet der Nationalrat verschiedene Aspekte der Vorlage im Detail.

Bei den Neubauten schlug die Kommissionsmehrheit vor, die Pflicht zum Bau einer
Solaranlage auf grossere Bauten ab 300 Quadratmeter Gebaudegrundflache
einzuschréanken. Minderheiten wollten diese Untergrenze von 300 Quadratmetern
reduzieren (Bastien Girod (gp, ZH) und Kurt Egger (gp, TG)), streichen (Mike Egger) oder
vorschreiben, dass 45 Prozent des Stroms im Winterhalbjahr produziert werden misse
(Michael Graber) oder dass steuerliche Anreize die Solaranlagenpflicht ersetzen sollten
(Thomas Aeschi).

Die Solaranlagen auf den Infrastrukturflichen des Bundes wollte die
Kommissionsmehrheit bis 2030 ausgerustet haben, wahrend eine Minderheit Graber -
wie der Stéanderat - dem Bund hier keine zeitlichen Vorgaben machen wollte.

Den grossten Brocken stellten sodann die Solargrossanlagen in den alpinen Gebieten
dar. Hierbei hatte die Kommission gewichtige Anderungen am Beschluss des
Standerates vorgeschlagen: So wollte die UREK-NR beispielsweise die Pflicht zu einer
UVP im Gesetz belassen und den Bau solcher Anlagen in Mooren, Moorlandschaften und
in Biotopen von nationaler Bedeutung sowie in Wasser- und Zugvogelreservaten
verbieten. Kommissionssprecherin Vincenz-Stauffacher erdrterte zudem weitere
Anpassungen, welche die UREK-NR bei Entwurf 4 vorgenommen hatte; diese betrafen
unter anderem die Mindestproduktionsmenge der Anlagen sowie die Pflicht zur
Einreichung einer Wirtschaftlichkeitsrechnung durch die Anlagebetreiber. Auch zu
diesen Punkten lagen einige Minderheitsantrédge von linker und rechter Ratsseite vor.
Schliesslich hatte die Kommission den Entwurf des Stéanderates noch um einen Artikel
erganzt, welcher analog zu den Photovoltaikanlagen eine vereinfachte Vorgehensweise
bei der Erweiterung von Speicherwasserkraftwerken vorschlug, wobei das Projekt
Grimsel explizit Aufnahme in den Gesetzesentwurf gefunden hatte.

Nachdem die einzelnen Minderheitsantrage begrindet worden waren und Thomas
Aeschi seinen Nichteintretensantrag aufgrund der Dringlichkeit, fur den Winter
genlgend Strom zu produzieren, zurlickgezogen hatte, folgten die Voten der einzelnen
Fraktionen. Dabei zeigte sich, dass die meisten Fraktionen den Entwurf
grossmehrheitlich unterstltzten, doch auch alle Fraktionen mit dem einen oder
anderen Punkt nicht einverstanden waren. Dennoch setzte sich die Mehrheit der
Kommission in allen Punkten durch und der Nationalrat nahm den Entwurf in der
Gesamtabstimmung mit 149 zu 17 Stimmen (bei 26 Enthaltungen) an. Die ablehnenden
Stimmen stammten dabei Uberwiegend von der SVP-Fraktion, die Enthaltungen von den
Grinen. ¢
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